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Drlchlnh der Bürgerschaft
vom 22 . April 1891 .

1 . Älldget der stndtkreinischen Ärmenpflegt .
Die Bürgerschaft erteilt dem ihr vorgelegten Budget ihre Genehmigung nnd

ist mit der beantragten Übertragbarkeit der Subpositionen 3 , -1 und 11 einverstanden ,sie macht jedoch den Vorbehalt , daß die von der Deputation für Regelung der
Beamtengehalte beantragten Erhöhungen demnächst bewilligt werden .

2 . Einkommensteuer .
Die Bürgerschaft hält es für zweckmäßig , daß künftighin auch diejenigen

Steuerzahler , die mehr als - il. 9000 steuerpflichtiges Einkommen haben , ihr steuer¬
freies Einkommen deklariren nnd ersucht den Senat , das weitere zu veranlassen .

.D Elektrischer öetriek aus den Sahnen der Äremen-Horner
Pferdtliahngelellschast .

Die Bürgerschaft ist mit dem Antrage des Senats einverstanden , unter der
Bedingung , daß die bestehenden Tarife nicht erhöht werden dürfen nnd spricht den
Wunsch aus , daß die Pferdebahngesellschaft bis znm 1 . Januar 189 -1 eine Pferde¬
bahnanlage vom Hohenthvr durch Woltmershausen errichte .

Sie hat ferner folgende Abänderungen derKonzessionsbedingnngen vorgenommen :
Zur Zeile -1 , Seite . 244 , nach „ erteilt worden ist "

einzuschalten : „ und fürdie Zeit der ihr erteilten Konzession "
,

in Zeile 1 nach „ nachstehenden "
einzuschalten : „ besonderen "

,in 8 hinter , „ einzulegenden "
einzuschalten : „ Telegraphen , Fernsprech -

kabeln nnd " .
Die Bürgerschaft ersucht den Senat sich hiermit einverstanden erklären

zn wollen .

Mitteilung des Senats
vom 24 . April 1891 .

1 . Vermehrung der Garnison.
Nachdem die Bürgerschaft , in Berfolg ihres der Senatsvorlage vom 26 . Nov .

1889 zustimmenden Beschlusses vom 11 . Dez . 1889 , auch der Senatsvorlage vom
15 . April t890 durch Beschluß vom 23 . desselben Monates ihre Zustimmung erteilt
hatte , haben in Ausführung dieses Einverständnisses längere Verhandlungen zwischender Militärkommission des Senats und den militärischen Behörden stattgefunden ,die jetzt endlich zum Abschlüsse gediehen sind und ihren Ausdruck in zwei Verträgen
gesunden haben , die der Senat hierneben der Bürgerschaft znr verfasstmgsmüßigen ^Genehmigung zugehen läßt und zwar

l . einem Vertrage , abgeschlossen am 3 . 7 . März d . st . , welcher die gesamte »
gegenseitigen Leistungen Bremens nnd des Reichsmilitärfiskns feststellt ,
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die durch die Vermehrung der bremischen Garnison um ein zweites

Bataillon bedingt werden ,
II . einem besonderen Vertrage wegen des Baues der erforderlichen Kasernen

anlagen .

Zu l . Dieser Vertrag enthält im allgemeinen nur die Formulirung der

von Senat und Bürgerschaft bereits früher genehmigten Verpflichtungen . Es ist

dabei diesseits zunächst das Absehen darauf gerichtet gewesen , znm Ausdruck zu bringen ,

das; die gesamten Leistungen nur unter der Voraussetzung zugesichert werden , daß

ein zweites Bataillon nach Bremen verlegt wird . Dies ist durch die Eingangsworte

„ unter der Bedingung
" n . s . w . sowie durch die ^ 2 , 9 und 14 geschehen ( s . a .

Vertrag II . fs 11, .
Die im Eingänge vorbehaltene Genehmigung des Kriegsministers ist dem

Senate zur Anzeige gebracht worden .

Zu § 1 . Hier finden sich zwei Bestimmungen untergeordneter Art , die in

den früheren Verhandlungen nicht znr Sprache gekommen waren .

stm Lause der Verhandlungen nämlich , welche sich an die von der Bürger -

schaft genehmigte Anbietnng des Kasernenterrnins knüpften , stellte der .Königlich

Preußische .Kriegsminister die Forderung auf , daß der gesamte Stadtgraben , soweit

er zu dein abzutretenden Terrain gehört , auszubaggern und mit Sand auszufüllen

sei . Da hierauf mit Rücksicht auf die .Kosten nicht eingegangen werden konnte ,

kam man schließlich überein , daß die Ansbaggernng und Sandschüttnng nur für die

etwa mit Gebäuden zu besetzenden Teile des Stadtgrabens erfolgen solle . Bei der

Bestimmtheit , mit der hierauf bestanden wurde und zwar in Rücksicht auf die mit

bloßer Mllnng des unansgebaggerten Grabens mit Bauschutt verknüpfte Gefahr

demnächstiger Unsicherheit des Bodens mußte in diesem Punkte nachgegeben werden .

Die .kosten werden dadurch für Bremen etwas erhallt , allein vvranssichtlicks in nicht

erheblichem Maße . Denn es soll bei der Ausführung der verschiedenen Bauten das

Grabenterrnin thunlichst gemieden werden . Zwar ist der Bauplan vvm Kriegs -

ministerium noch nicht definitiv genehmigt , doch wird er voraussichtlich im wesenl -

^ liehen der in die anliegende Zeichnung eingetragenere Skizze entsprechen , die nach

Verwerfung verschiedener anderer Projekte schließlich aufgestellt worden ist . Räch

derselben wird das Stadtgrabenterrain im wesentlichen znm Exerzierplatz dienen .

Sodann ist im letzten Absätze die Zusichernng erteilt worden , daß während

des Baues , wenn es sich als erforderlich ergeben sollte , der grüne .Kamp zu Detail -

übungen des jetzt hier garnisonirenden Bataillons soll benutzt werden dürfen .

Da diese Erlaubnis , soweit sie den Verkehr und die sonstigen öffentlichen

Zwecke dieses Platzes nicht hindert , ohnehin von der Polizeidirektion erteilt werden

kann , wie sie denn auch früher schon wiederholt erteilt worden ist , hätte es der

vertragsmäßigen Tosirung kaum bedurft und hat diese nur der Vollständigkeit halber

und auf Wunsch der Militärverwaltung im Vertrage ihren Platz gefunden unter

Hinzufügnng der erforderlichen Einschränkungen znr Wahrung aller öffentlichen

(Interessen .
tzss 5 , 6 , die Bestimmungen wegen der Schießstände enthaltend , entsprechen den¬

jenigen vorläufigen Vereinbarungen , die dem Antrage des Senats vom 15 . April 1890

und dem dort mitgeteilten .Kostenanschläge zu Grunde lagen , wonach die Aufwendungen

Bremens sich auf -N 18 000 belaufen werden .
Der im K 0 erwähnte (vgl . Senatsmitteilung vom 15 . April 1890 , 2 . 140 n ,

unter 3 6 ) Gefechtsschießstand von 600 in wird nach einer in diesen Tagen der

Militärkommission des Senats zugegangenen Mitteilung bis auf weiteres unaus¬

geführt bleiben wegen der nach Ansicht des Generalkommandos vorhandenen

Schwierigkeit , das hinter dem Geschoßfange liegende Gelände gegen alle Gefährdung

sicher zu stellen .
Die Htz 7 bis 12 entsprechen in allen Teilen demjenigen , was als Ergebnis

der vorläufigen Vereinbarungen bereits in der Senntsmitteilung vom 15 . April 1890 ,
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S . 140 a bis 140 e zur ttnnde der Bürgerschaft gebracht tvorden ist und damals
deren Zustimmung erhalten hat . Die Vertrage mit den Verpachten ! Vagt und Meyer
im peeuenlande sind nach iviederholter Erstrecknng der Erklärungsfrist schließlich , da
die Verpachter eine fernere Erstrecknng nicht zugestehen wollten , verbindlich abgeschlossen
worden . Ein Rücktritt von denselben würde die Folge gehabt haben , daß entweder ,
in Ermangelung eines andern geeigneten Platzes , aus der ganzen Garnisonvermehrnng
nichts wurde , oder wesentlich höhere Pachtbeträge zn zahlen waren .

Zn 10 wird erläuternd das Folgende bemerkt : Mit den Schießübungen
auf dem Schießstande ist erfahrungsmüßig eine gewisse Gefährdung für das Vieh
verbunden , das auf die jenseits des lckugelfanges liegenden Weiden getrieben wird .

Infolgedessen hatte der Staat einen Pachtausfall an den dort belegenen , ihm

gehörigen Weiden . Laut Vereinbarung vom 8 . 10 . Juli 1879 hat die Militärverwaltung
diesen Pachtansfnll zn decken und hat das auch alljährlich gethan . Da nun aber

diese Bindereien teilweise zn dem neuen Exerzierplätze geschlagen werden , kann dort

insoweit von einem Pachtansfall nicht mehr die Rede sein .
Schließlich ist noch des Beschlusses der Bürgerschaft Absatz 2 vom 20 . April

1890 zu gedenken .
Mit dieser jährlichen Zahlung Bremens von Aß. 000 an die Militärver¬

waltung hat es bekanntlich folgende Bewandtnis :

Auf Grund der Militürkonvention von 1867 hatte Bremen der Preußischen
Militärverwaltung alle bisher für das bremische Militär benutzten Gebäude und

sonstigen Lokalitäten , darunter auch „ Turn - und Exerzierplatz
"

, unentgeltlich znr
Verfügung zn stellen . Als Exerzierplatz diente damals ein Terrain , das jetzt zum
Bürgerpark gehört . Dasselbe wurde von dem Regimentskvuimandv alsbald nach dem

Einzüge des Preußischen Bataillons für ungeeignet erklärt . Dieses war gezwungen ,
sich selbst ein geeignetes Terrain zu mieten , wogegen Bremen sich verpflichtete , den

ihin hieraus erwachsenden Gewinn , der anf Aß. 000 jährlicher Pacht für das bisherige
Exerzierterrain berechnet wurde , dauernd jährlich an die Militärverwaltung auszu¬
zahlen .

Als der Senat infolge des obenerwähnten Bürgerschaftsbeschlusses vom
20 . April 1890 sich mit den Antrage auf nunmehrigen Erlaß der fraglichen Verpflichtung
an das Generalkommando des ' IX . Armeekorps wandte , ergab sich , was bisher nicht
bekannt war , daß die als jährliche Pachtsnmme für den Schwachhauser Exerzierplatz
von der Intendantur aufgegebene Summe von . Iß. 60 .00 genaugenommen mit .4/ . 6680

von der Intendantur hätte angegeben werden müssen , Die Aß. 000 waren in

Gegenrechnnng abgezogen worden . Eine Erhöhung auf Aß . 6680 unter Erlaß der
Aß. 000 war nicht mehr zn erlangen , da geltend gemacht wurde , die Verpflichtung

zn der Leistung letzterer Summe sei von Bremen ohne Einschränkung dauernd ein¬

gegangen und werde , wenn jetzt ein anderer Exerzierplatz statt des Schwachhauser
vom Reichsfiskus zum selben Preise gepachtet werden müsse , dadurch in keiner

Weise berührt , zumal znr Zeit noch garnicht anerkannt werden könne , daß der

neue Platz besser sei als der alte . Durchschlagende Rechtsgründe waren gegen diese

Auffassung unsererseits nicht geltend zu machen . Doch ist nunmehr die richtige

Pachtsnmme von Aß. 6680 in den 7 des Vertrags aufgenommen worden , die

sich unter Gegenrechnnng von Aß. 000 anf die schon früher von Senat und Bürger

schaft gutgeheißene Summe von Aß. 6050 rednzirt . Für die Zukunft wird es

sich empfehlen , bei Zahlung der Aß. 6680 Pacht die Aß. 000 von vornherein in

Abzug zu bringen .
Zn II . Banvertrag . Eine der wesentlichen Grundlagen des ganzen

Abkommens bildet bekanntlich (s . Mitteilung des Senats vom 26 . November 1889 ,
S . 510 a >, daß die sämtlichen Äasernenanlagen auf kosten der Militärverwaltung

erfolgen .
Im Laufe der Verhandlungen ergab sich nun , und dies ist einer der

Hauptgründe des so späten Abschlusses derselben , daß die Militärverwaltung aus

verschiedenen Gründen den größten Wert darauf legte , den gesamten Ban , wie es

auch sonst häufig von ihr zu geschehen pflegt , durch einen Unternehmer ausführen
78 *
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zu lassen , der das Kapital selbst zu beschaffen und seine Deckung in Form von
Miete oder sonstiger dauernder Gegenleistung zu empfangen hätte . Auf eine Anfrage ,
ob der Staat Bremen sich unter solchen Bedingungen dem Ban unterziehen wolle ,
ist diesseits ablehnend geantwortet worden . Nachdem dann die Zntendantur sich
längere Feit bemüht hat , zu annehmbaren Bedingungen Privatunternehmer zu finden ,
jedoch ohne Erfolg , trat von neuem an den Senat das Ersuchen heran , staatsseitig
den Bau zu übernehmen . Nachdem die dagegen obwaltenden Bedenken von neuem
geltend gemacht worden waren , wurde schließlich vom Königlich Preußischen Kriegs -
ministerinm eine Offerte gemacht , welche geeignet war , die wesentlichen Bedenken
zu beseitigen . Um daher das Zustandekommen des ganzen Abkommens nicht zu ge¬
fährden , was um so bedenklicher war , als , wie oben erwähnt , die Pachtverträge mit
den Berpüchtern der Exerzierplatzlündereien hatten zum Abschluß gebracht werden
müssen , glaubte der Senat aus Grund der besagten Offerte der Übernahme des Baues
zustimmen zu dürfen , nachdem die vom Senat wegen einiger Punkte gestellten , über
die vfferirten Verpflichtungen hinausgehenden Bedingungen Annahme gefunden hatten .
Die Anlage No . Il enthält die Formulirnng der danach getroffenen Abreden . Der
wesentliche Zuhält ist dahin zusammen zu fassen :

Bremen übernimmt die Bauausführung auf seine .Kosten :
die Unterhaltung der Gebäude samt Versicherung gegen Feuers¬

gefahr , desgleichen die Ausstattung und Bewirtschaftung übernimmt der
Militürfiskus :

zum Bankapital werden auch die Banzinsen geschlagen :
für das gesamte Baukapital werden an Bremen jährlich acht Prozent

desselben bezahlt : hierin empfängt Bremen zunächst die Vergütung für
die zur Beschaffung des Baukapitals aufgewandten Zinsen und die Auf¬
wendung für Feuerversicherung zum Vollen erstattet , während der Nest
zur Amortisirung verwandt wird ;

bis zur gänzlichen Amortisirung bleiben die Gebäude bremisches
Eigentum und gehen erst danach in das Eigentum des Reiches über :

etwaige Differenzen in Anlaß des Baues werden schiedsrichterlich
zum Austrag gebracht :

eine spätere (kaum wahrscheinliche ) Fortverlegung des zweiten
Bataillons präjudizirt den Rechten Bremens aus diesem Vertrage in
keiner Weise .

Die einzelnen Paragraphen werden einer Erläuterung nicht bedürfen , nur sei
hervorgehoben , daß , worüber unter den Kontrahenten Einverständnis herrscht , die Ver¬
wendung unserer Banbeamten , soweit dadurch irgend Unkosten entstehen , sowie die
erforderlich werdende Annahme von Hülfskräften dem Baukapital znr Last fällt , für das
Bremen vollen Ersatz erhält , so daß Unkosten für Bremen in keiner Weise erwachsen .

Die im Eingänge des Vertragsentwurfs vorbehaltene Genehmigung des
.Königlich Preußischen Kriegsministers ist inzwischen dem Senate znr Anzeige ge¬
bracht worden .

III . Als nach vergeblichen Versuchen , andere Grundstücke für den Kasernenbau
znr Verfügung stellen zu können , schließlich das jetzt in Frage stehende dem Regiments -
konlinandv vfferirt wurde , war dasselbe um 366 größer , als eS jetzt ist , indem
das in der Senatsmitteilung vom 26 . November 1889 , S . 610 d erwähnte Leuersche
Grundstück , welches die Ecke der beiden projektirten Straßen bildet , und auf der
der Bürgerschaft bereits früher vorgelegten Zeichnung Anlage III mit n , rn , u ,
bezeichnet ist , mit dazu gehörte . Darauf hin erklärte sich das RegimcntSkommando
mit diesem Terrain einverstanden . Als dann die Verhandlungen mit Leuer an
seinen zu hohen Forderungen scheiterten , erklärte sich das Regimentskommando bereit ,
das Terrain auch vhne dieses Stück zu acceptiren . Es konnte dies auch damals thun ,
weil zu der Zeit noch die Absicht bestand , die sämtlichen Kasernenanlagen auf der
Seite der Neustadt zu errichten und den der Vorstadt zugekehrten Teil ausschließlich
zum Exerzierplatz zu bestimmen . Nachdem nun aber später von den höheren Militär¬
behörden eine veränderte Disposition für durchaus erforderlich erklärt worden war ,
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êe zn sirichi,
1 itniitsscitig

Vv» likNkNI

he » Bede »!
nicht zu ,

tvertrüzk i>
- - rächt IM

des Bai
A'stelltc » , ich

lefnudeu hatte
Abreden. T

gegen Feuers -
überiiiinint der

acht Prozeiit

und die U -
.end der Rest

' oreiiiiiche»
naie-

, sie 1N-

, s« die
rillt , siir da-

erivachien.
iiaima de»

RN

ich indem

d auf der
a , m,
koiiiWiido
tzmer an
do bereit,
!„ ls thilii,

auf der
schließlich
Militär-

ben war,

hat es sich infolgedessen nachträglich als dringend erwünscht ergeben , das ; das
Leuersche Grundstück der ursprünglichen Offerte gemäß dein abzutretenden Terrain
hinzugefügt werde . Nur sv ist es in zweckmäßiger Weife zu erreichen , daß ein für
zwei Kompagnien bestimmtes Kasernengebände , unter Vermeidung des Stadtgrabens ,
in entsprechender Lage zu den übrigen Gebäuden und ohne zu große Einschränkung
des ohnehin nur eben ausreichenden TetailübnngsplatzeS , angelegt werden kann .

Dieser Wunsch der Militärverwaltung trifft mit dem diesseitigen Interesse
zusammen . Denn würde dieses Leuersche Grundstück zwischen der Kaserne und der
Straße in seiner keilförmigen Gestalt liegen bleiben , sv würde , wenn dieser Keil erst
mit einem oder zwei unmittelbar vor die Kaserne sich schiebenden kleinen Häusern
bebaut würde , die prvjektirte Straße sehr entstellt werden ; auch würde die Even¬
tualität entstehen , daß der Kasernenban mit einem Teil in den Graben gerückt
werden müßte , woraus für Bremen das Erfordernis entsprechender Ausbaggerung
und Sandschüttung erwachsen würde .

Bei dieser Sachlage hat auf Ersuchen der Militärkommission die Ban -
depntation die 1880 abgebrochenen Verhandlungen mit Lener wieder aufgenommen
und diesmal auch zu einem annehmbaren Abschlüsse gebracht . Danach tritt Lener
das aus dem anliegenden Lageplan ersichtliche Stück 0 , I , in , n an den Staat ab ,
und erhält dafür das Stück 0 , i , 0 in Tausch : ersteres enthält ea . 700 , letzteres

^

ea . 000 gu >, jenes ist dagegen von höherem Werte als letzteres , was durch die Differenz
des Umfanges einigermaßen ausgeglichen wird . Außerdem erhält Lener , ebenso wie
es den in der Senatsmitteilung vorn 20 . November 1880 , S . 010 0 , erwähnten
Anliegern W . Albers und E . H . Noltenius zugestanden worden , Ansgangsrecht nach
der projektirten Straße . Ferner beansprucht Lener Freiheit von Ladungskosten und
Veränßernngsabgabe .

Es empfiehlt sich dieser Vereinbarung zuzustimmen und demzufolge denn auch
das mehrerwähnte keilförmige Stück a , n >, n zum Kasernenterrain zu schlagen ,
jedoch mit dem Vorbehalt , daß der Kasernenban um lV -> m nach beiden projektirten
Straßen hin zurücktrete und mit der Bedingung , daß die Ecke dieses Stückes wie aus der
Zeichnung Anlage IV angegeben , abgerundet werde . Der Rest 0,1 , n >, n fällt zur Straße .

In notwendigem Zusammenhange damit und mit der ganzen Kasernenanlage steht
die alsbaldige Anlage dieser Straße , und zwar von Staatswegen . Dies rechtfertigt
sich für diese die nenstädtische Schulstraße mit der vvrstädtischen Bachstraße in ziem¬
lich grader Richtung verbindende , inzwischen durch Gesetz vom 0 . November 1800
in den Straßenplan aufgenommene Straße , abgesehen davon , daß sie in ganzer
Länge , mit Ausnahme der eben gedachten Lener '

schen Parzelle , von öffentlichem Eigen¬
tum begrenzt wird , durch die Erwägung , daß sie bis auf weiteres die einzige Ver¬
bindungsstraße mit der Vorstadt zwischen Buntenthor und Hohenthvr bilden wird ,
daß sie einem Verkehrsbcdürfnisse entspricht und den entsprechenden , zur Entwickelung
der Banthätigkeit sehr geeigneten und jetzt schwer zugänglichen vvrstädtischen Stadt¬
teil erschließen wird .

Freilich wird zu dem Ende die Turnhalle des Nenstadtswalls zu versetzen
und neu auszubauen sein . Allein dies war von vornherein die notwendige Vor¬
aussetzung dieser bereits genehmigten Straße und es bietet sich dadurch die erwünschte
Gelegenheit , den Spielplatz dieser Schule zu vergrößern und die Turnhalle , wenn
sie nach der aus dem Lageplan ersichtlichen mit 1 , II , III , IV bezeichneten Stelle
verlegt wird , zugleich etwas geräumiger zu gestalten . Die Kosten hierfür sind zu
AI. 18 000 veranschlagt , die Kosten der Straßenanlage in 10 m Breite gleichfalls zu
As. 18 000 . Schlägt man die Kosten für Gas - und Wasserleitung hinzu , so erhöht
sich die Ausgabe um weitere 0350 , insgesamt also K5. 41 300 .

Erwägt man , daß diese Kosten mit der Zeit jedenfalls aufzuwenden sein
würden , eS sich also nur um eine Verfrühung nur einige Jahre handelt , mithin nur um
einen Zinsenverlust , dem das Erfordernis eines Zuganges znm Kasernenban , und
zwar schon während der Bauarbeiter ! , sowie die eben erwähnten Vorteile alsbaldiger
Anlage gegenüberstehen , so kann es nach dem Erachten des Senats nicht zweifelhaft
sein , daß die sofortige Anlegung der Straße auf Staatskosten sich empfiehlt .
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Hiernach ersucht der Senat die Bürgerschaft nm ihre Zustimmung zu
folgenden Antrügen :

1 > Genehncigung der Verträge I und II ,
2 ) Genehmigung des Abkommens mit I . H . Leuer , ivonach unter den

oben angegebenen näheren Bestimmungen demselben das Grundstück
st , st st des Lageplans , Anlage IV , in Tausch gegeben wird gegen das
von ihm dem Staate zu überlassende Stück st , I , in , n ,

3 ) Überlassung des Stückes : >, in , n an die Militärverwaltung unter
gleichen Bedingungen , unter denen ihr das übrige Kasernenterrain laut
Vertrag I überlassen wird , und unter der Bedingung einer Vorgarten¬
tiefe von 3M in für den Kasernenban an beiden dort projektirten
Strassen ,

4i sofortige Herstellung der Planstraßc zwischen Schulstraste und Bach -
straße unter Bewilligung der veranschlagten Hosten von . st. 36 000
und .. st. 0 330 , letztere für Gas - und Wasserleitung , zur Disposition
der Baudepntation , jedoch vorbehältlich der Genehmigung des Projektes
für die neue Turnhalle .

Indem der Senat schließlich noch mitteilt , daß die Finanzdeputation , der die
Anträge vorgelegen haben , gegen dieselben nichts zu erinnern gefunden hat , giebt er
der Bürgerschaft wegen des Erfordernisses baldigen Beginns der Arbeiten für
Herstellung des Exerzierplatzes , ferner wegen der Ratifizirung des Abkommens mit
I . H . Lener , sonne endlich wegen der Zuschüttung des Stadtgrabens sofort nach
Genehmigung des Bauprojekts , thnnlichft baldige Entschließung anheim .

I
Anlage >

Zwischen der Militärkommissivn des Senats in Vertretung der freien
Hansestadt Bremen einerseits und der Militär -Intendantur des 0 . Armee -Korps als
Vertreterin des Reichs -FisknS andererseits wird unter der Bedingung , daß in die
Garnison Bremen ein zweites Bataillon Infanterie gelegt wird , vorbehältlich der
Genehmigung des Königlich Preußischen KriegSministerinms , folgender Vertrag
geschlossen .

I . Kaserne und Detail - Exerzierplatz .

I -
Die Freie Hansestadt Bremen überläßt dem Reichs -Fiskus zum Zwecke der für

das zweite Bataillon erforderlichen Kasernenanlagen und als Detail - Exerzierplatz eine
an das jetzige Kasernengrundstück unmittelbar südwestlich angrenzende Fläche von
rund 31 700 frei von dinglichen Ansprüchen Dritter unentgeltlich zur unein¬
geschränkten Benntznng mit denselben Rechten , welche Bremen an diesem Grundstück
zustehen , als Eigentum .

Die Herstellung dieses gegenwärtig zum großen Teil noch durch den Ren¬
stadtgraben dargestellten , als ebener Grund und Boden also noch nicht vorhandenen
Geländes , geschieht durch Bremen und auf dessen Kosten derart , daß der Stadtgraben ,
soweit derselbe überbaut werden soll , nach vorgängiger AuSbaggernng mit Weser¬
baggersand , im übrigen aber mit sonstigen ! geeigneten Material ( Bauschutt ,' e . )
ausgefüllt wird .

Wird die Überbanung des Stadtgrabens nicht erfordert , kann die Aus -
baggernng ganz unterbleiben und die Ausfüllung der ganzen Grabenstrecke mit Bau¬
schutt re . geschehen .

Die Grenzen des überlassenen Grund und Bodens sollen nach Vollendung
dieser Einebnungsarbeiten durch das Katasteramt vermessen und abgesteckt , sowie auf
einer diesem Vertrage angehefteten Handzeichnung erkennbar gemacht werden .

Die Einebnungsarbeiten müssen nach vorgängiger Mitteilung des Bebauungs¬
planes thnnlichft bald in Angriff genommen werden und — insoweit dieselben nicht



-etwa behufs Erlangung von Baugrund erforderlich und demgemäß beschleunigt fertig
zu stellen find — spätestens bis zur Berlegung des zweiten Bataillons nach Bremen
vollendet sein .

Für die Zeit , während welcher einerseits der Hof des jetzigen Kasernemcnts
bereits durch den Kasernennenban geschmälert werden muß , und andererseits die
Benutzung des neuen Detail -Exerzierplatzes der Erdschüttnngen wegen noch nicht
angängig ist , wird Bremen den nahe der Kaserne gelegenen „ Grünen Kamp " ans -
hülfsweise als Detail -Exerzierplatz für das 1 . Bataillon 1 . Hanseatischen Infanterie -
Regiments No . 75 zur Verfügung stellen , jedoch vorbehältlich der Benutzung dieses
Platzes zu Freimarktszwecken vvm 13 . Oktober bis 2 . November und vorbehältlich
einer etwa notwendig werdenden Verwendung von Teilen des Platzes zu öffentlichen
Bauten oder sonstigen Zwecken .

Es wird ausdrücklich festgesetzt , das ; diese eigentümliche Überlassung des be¬
zeichneten Grundstücks an den Reichs -Fiskus lediglich zu dem Zwecke erfolgt , daß aus
demselben , oder ans einem anderen , dem Reichs -Fiskus gehörenden Platze ein Kaserne -
ment für ein zweites nach Bremen zu verlegendes Infanterie -Bataillon errichtet wird .
Erfüllt sich diese Voraussetzung nicht , so ist der Reichs -Fiskus verpflichtet , das über¬
lassene Grundstück in dem Zustande , in welchem es sich jeweilig befindet , ohne
Entgelt an Bremen zurückzugeben .

8 2 -
Mit dem Zeitpunkte der Übertragung des Grundstücks gehen auch die auf

demselben ruhenden öffentlichen Lasten und Abgaben , soweit sie dem Besitz gesetzlich
folgen , auf den Reichs -Fiskus über .

8 4 .
Die Kosten der Umschreibung des überlassenen Grundstücks auf den Namen

des Reichs -Fiskus , in welche die gesetzgebenden Körperschaften Bremens einzuwilligen
sich bereit erklärt haben , werden ebenso , wie alle sonstigen durch den Vertragsabschluß
entstehenden Kosten von beiden Seiten zur Hälfte getragen .

II . Schieß stände .

8
Bremen führt auf den vorhandenen Schießstünden folgende lauf dem diesem

Vertrage beigefügten Lageplan durch braune Schraffirung ersichtlich gemachte ) Neu
anlagen auf eigene Kosten ans :

n . Es legt unmittelbar neben den jetzigen Schießstünden als vierten Schieß -
stand einen 300 m langen , auf dem Plane mit 5— 5 bezeichneten Stand in einer
allen militärischen Anforderungen genügenden Weise folgendermaßen an :

1) Verlängerung des kngelsanges ca . 22 m lang und ca . 0 in hoch und mit
einer Reihe gefüllter Schanzkörbe gekrönt .

2 ) Anlage einer verdeckten Anzeigerdeckung (a) .
3) Trockenlegung der Standbahn durch Auffüllen von Schlacken und Wesersand .
4 ) Errichtung einer gegen das seitliche Fehlgehen von Geschossen aus¬

reichenden Schutz bietenden Längstraverse , welche den Stand auf der äußeren , nord¬
östlichen Seite in seiner ganzen Langenausdehnung begrenzt .

d . Es errichtet zur besseren seitlichen Sicherung des jetzigen dritten Standes
sowie des danebenliegendcn Standes die beiden mit I und 13 bezeichneten Traversen .

e . Es erbaut nach Maßgabe näherer Vereinbarung mit der Militärver¬
waltung für das hinzutretende zweite Bataillon ein Fachwerks -Scheibenhans nebst
-Kleisterküche mit einem Kostenaufwand von höchstens M , 2500 .
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§ 6 .

Bremen verpflichtet sich , den vorhandenen 600 ue langen ^ tand zu einem ,
den neuesten Anforderungen entsprechenden Gefechtsschießstand Herrichten zu lassen ,
sobald solche» feiten » der Militärverwaltung beantragt wird . Die zu diesem
Behufe aufgewendeten Kosten werden jedoch in vollem Umfange an Bremen erstattet .

III . Exerzierplatz .

si 7 .

Bremen übergiebt den im Neuenlander Felde nahe der Ochtum belegenen ,
aus Parzellen 060 , 078 , 08Irr , 080n , 086 , 087 u , 090a , 091 , 00 -1 , 090 n ,
008 , 000 '

, -101 und 100 bestehenden , rund 08 Im großen Platz voin l . Oktober
1800 ab dem Reichs - Fiskus gegen eine von letzterem in halbjährigen Raten am
l . April und 1 . Oktober zu zahlende jährliche Miete von .15. 6680 sSechstausend -
sechshundertnndachrzig Mark ) als Exerzierplatz dauernd zum freien und ungehinderten
Gebrauch .

8 8 .
Um dieses bezeichnete Gelände in den seiner Bestimmung als Exerzierplatz

entsprechenden Zustand zu versetzen , mietet Bremen dasselbe bereits vom 1 . Oktober
1800 ab bis zum 1 . Oktober 1800 auf eigene Kosten und läßt während dieses
Zeitraumes so rechtzeitig , daß das Gelände zu letzterem Termine als Exerzierplatz
völlig benutzbar ist , aus eigene Kosten folgende JnstandsetznngSarbeiten vornehmen :

n . Zur völligen Ebnnng des Platzes werden auf denjenigen Teilen , welche
umgepflügt sind , die Rücken abgetragen und in die nebenliegenden Furchen zu deren
Ausfüllung gebracht , wogegen auf denjenigen Teilen , welche bereits mit Grasnarbe
versehen sind , letztere thunlichst zu schonen und durch Abwälzung möglichst eben her¬
zustellen ist . In gleicher Weise werden die sämtlichen den Platz durchschnedenden
Längs - und Ouergräben , sowie die wasserführenden Furchen mit gutem Sande aus¬
gefüllt , die Festigung dieser Sandausschüttungen , sowie der übrigen seither bestellt
gewesenen Teile aber durch ordnungsmäßige Besamung bewirkt .

Alle diese Arbeiten werden spätestens bis zum 1 . Mai 1892 vollendet .
6 . Bon der Nenenlanderstraße bis zum Exerzierplatz wird ein 6 m breiter ,

durch Schlacken , Kies oder Steinschntt gehörig befestigter Fahrweg angelegt , und
dieser , sowie ein der Grenze nahe gelegenes Stück des Exerzierp atzeS mit Bäumen
bepflanzt . Dm im Zuge jenes Wege » notwendigen Brücken weeo n in einer Breite
von 1 bis 0 in und in der ihrer Bestimmung entsprechenden Art nnd Festigkeit
hergestellt , sowie mit Geländern versehen .

§ 9 .
Der Reichs - Fiskus mietet den so hergestellten Exerzierplatz unter den im Z 7

angegebenen Bedingungen vom 1 . Oktober 1890 ab auch für deu Fall , daß die
Verlegung eines zweiten Bataillons nach Bremen nicht erfolgen sollte .

s? 1 " .
Bremen steht , so lauge es Garnison hat , ein Kündignngsrecht überhaupt

nicht zu , dem Reichs - Fiskus aber auch nur für den Fall , daß Bremen einmal auf¬
hören sollte , Garnison zu sein , oder die weitere Ermietung des Platzes aus einem
anderen Grunde überflüssig würde : die Verbindlichkeiten des Reichs -Fiskus erlöschen
dann im ersteren Falle mit Ablauf des betreffenden Mietsjahres , in allen anderen
Füllen aber erst mit Ablauf des nächsten , auf die Kündigung folgenden Jahres .

8 11 -
Der Vermieter erhält den Platz sowie den zuführenden gemäß § 80 ange¬

legten Weg nebst Brücken fortdauernd in dem erforderlichen Stande nnd bestreutet
die Kosten der gewöhnlichen Unterhaltung .



Außerordentliche Beschädigungen durch Auswerfen von Schützengräben und
ähnliches Hut der Mieter wieder zu beseitigen .

8 12 .
Bremen stellt die uns dem jetzigen Exerzierplätze an der Lchwachhauser

Chaussee früher vorhanden gewesenen Gräben , falls dies bei Rückgabe des Platzes
.von den Eigentümern gefordert wird , auf eigene Kosten wieder her .

§ IM
Die seitens des Reichs - Fiskns an Bremen nach dem Vertrage vom 10 . Juli

1879 zn zahlende Entschädigung für den Ausfall von Weidepacht erfährt mit Rück¬
sicht darauf , daß ein Teil der betreffenden Weide zn dem neuen Exerzierplatz gehört ,
bezüglich desselben also ein Pachtaussalt nicht mehr stattfindet , vom 10 . November
1890 ab eine verhältnismäßige Herabminderung . Nach Maßgabe des zeitigen
Normalpachtbetrages beträgt diese Herabmindernng bis auf weiteres jährlich .9/ . 200 .

Ter Vertrag vom 8 . , 10 . Juli 1879 wird demgemäß durch einen ent¬
sprechenden Zusatz abgeändert .

8 IM
Für den Fall , daß die im Eingänge dieses Vertrages vvrbehaltene Genehmigung

desselben nicht erfolgen oder die ebenda aufgestellte Bedingung der Verlegung
eines zweiten Bataillons in die Garnison Bremen nicht eintreten sollte , werden
Bremen vom Reichs - FisknS diejenigen Kosten erstattet , welche für die Herstellung des
Exerzierplatzes im Nenenlande und für die Erweiterung der Schießstandsanlagen
aufgewandt sind , desgleichen diejenigen Summen , um welche die Zuschüttnng des
Stadtgrabens dadurch , daß sie zu einem bestimmten Termin beendet sein , und teil¬
weise durch Wesersand bewirkt werden muß , Bremen teurer zn stehen kommt , als
wenn dieselbe allmählich nach Maßgabe des zufälligen Vorhandenseins der erforderlichen
Schutt - und Bodenmengen ausgeführt worden wäre .

Tiefer Vertrag ist in zwei Exemplaren ausgefertigt , vvn welchen jeder der
beiden Kontrahenten eins an sich genommen hat .

Bremen , den 7 . März 1891 . Altona , den 8 . März 1891 .

Namens der Militärkommission Namens der Königlichen
des Senats der Intendantur des 9 . Armeekorps ,

freien Hansestadt Bremen .
(gez . ) (tzoldmarm . (T . 8 . ) (gez . ) Neitticke .

( l . 8 . ) (gez . ) Pauli . I . B .

m
Anlage L > .

Zwischen der Militär -Kommission des Senats in Vertretung der Freien Hanse¬
stadt Bremen einerseits und der Militär -Intendantur des 9 . Armee -Korps als Ver¬
treterin des Reichsfiskus andererseits wird vorbehaltlich der Genehmigung des

Königlich Preußischen Kriegsministeriums folgender Vertrag geschlossen .

8 1 .
Die Freie Hansestadt Bremen verpflichtet sich , für das nach dort zn ver¬

legende Infanterie -Bataillon ein Kasernement nach Maßgabe des ihr vvn der Inten¬
dantur 9 . Armee - Korps zu übergebenden Bauentwurfs herstellen zn lassen .

Bauentwurf und Kostenanschlag sollen vor endgültiger Feststellung Bremen

zur Äußerung mitgeteilt werden .
80
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Dir Ausführung der zu jenem Üasernement gehörigen , verschiedenartigen
Bauten erfolgt durch Bremen teils auf dem jetzigen reichsfiskalischen Kasernen - Grund -
ftttcke, teils auf dem — gemäß anderweitigen Vertrages — von Bremen unent¬
geltlich zur Verfügung zu stellenden Baugrnndstücke .

Mit der Bauausführung soll im Jahre 189 l begonnen und dieselbe thnnlichst
derartig gefordert werden , daß das Kasernement zum 1 . April 1899 belegnngs -
fähig ist .

8 4-
Der Intendantur des 9 . Armee -Korps bleibt es überlassen , während der

Banausführnng von Zeit zu Zeit ihr bantechnifches Mitglied oder den Garnison -
Baubeamten nach Bremen zn depntiren , um sich dort von dem Fortgange nnd der
anschlagsmäßigen Beschaffenheit der Banarbeiten Überzeugung zu verschaffen .

Die Beamten der Bremischen Bauverwaitung sind verpflichtet , jenen Deputieren
den ihnen benötigten Aufschluß zu erteilen .

Wenn Bremen zur Vermeidung späterer Meinungsverschiedenheiten über die
Art der Ausführung einzelner Banarbeiten die Entsendung von Militär -Baubeamten
znr Auskunftserteilung beantragen sollte , wird solchen Anträgen entsprochen werden .

Die hierdurch entstehenden Reisekosten fallen dem Banfonds zur Last .

8
Nach bezugsfühiger Fertigstellung des Kasernements soll dasselbe vor der

Belegung durch eine .Commission , bestehend aus Vertretern Bremens , des Truppen¬
teils und der Intendantur des 9 . Armee -Korps in Bezug aus seine bauliche
Beschaffenheit eingehend untersucht werden .

Über das Ergebnis ist eine , von sämtlichen Beteiligten zu vollziehende
Verhandlung aufzunehmen .

Etwaige bei dieser Prüfung festgestellte Müngel oder unbegründete Ab¬
weichungen von den Bauentwürfen der Militärverwaltung sind unverzüglich zn be¬
seitigen nnd durch anschlagsmüßige Einrichtungen zn ersetzen .

8 0 .
Für die Benutzung des fertig gestellten Kasernements wird eine jährliche

Entschädigung von 8 «acht ) Prozent des thatsächlich aufgewendeten Baukapitals gewährt .
Hierdurch erhält Bremen zugleich die bis zum Beginn des Laufes dieser

Entschädigung aufzuwendenden Zinsen , sowie die Ausgaben erstattet , welche ihm durch
die Versicherung des Kasernements gegen Fenersgefahr für die Zeit erwachsen ,
während welcher die im Ban begriffenen oder fertig gestellten Gebäude sich im
Eigentum Bremens befinden .

Zu vorgedachtem Behufe soll die Summe der während der Bauzeit aufge¬
laufenen Bankapital -Zinsen zum Bankapital geschlagen werden , während die Feuer -
versicherungskosten aus der Benutzungs -Entschüdigung von 8 Prozent , — nach Wahl
der Militärverwaltung — entweder in Jahresbetrügen , oder für einen mehrjährigen
Zeitraum auf einmal , zu decken sind .

Die Zahlung der vom Tage der Belegung des Kasernements , spätestens
jedoch vom 1 . Oktober 1893 ab , zuständig werdenden Vergütung erfolgt jeweilig
in einer Summe am 31 . März für den zurückliegenden Zeitabschnitt .

8 ^
Aus dem Einschädigungsbeträge von acht Prozent wird , — nächst Erstattung

der Fenerversichernngskosten , — das Baukapital zK 6 ) in Grenzen eines Zinsfußes
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voll vier Prozent zu demjenigen Lohe verzinst , welchen Bremen behufs Bestreitung
seiner Anleihekosten zu entrichten Hot, der verbleibende Rest des Entschädignngs -
betrages muß zur Amortisation verwendet werden . Born Beginn des zweiten Miets -
jahres ab wird mithin nicht mehr das volle Baukapital , sondern jeweilig nur
diejenige Summe verzinst , welche nach Abrechnung der zuvor entrichteten nnd sich
von Jahr zu Jahr steigernden Amortisationsquoten als nngetilgter Rest des ur¬
sprünglichen Bankapitals verblieben ist .

Hiernach wird ein Amortisationsplau ausgestellt , aus welchem die auf jedes
Jahr entfallende Zins - nnd Amortisationsqnote ersichtlich ist .

8 8 .
Die gemäß 1 dieses Vertrages herzustellenden Bauten bleiben bis znr

vollständigen Amvrtisirnng des Ballkapitals Eigentum Bremens , gehen jedoch nach
stattgehabter Tilgung der Bausumme unverzüglich in das Eigentum des Reichs -
siskns über .

8 D-
Bremen verpflichtet sich daher behufs Nachweises der von ihm aufgewendeten

Bausnmine sofort nach stattgehabter Vollendung des Kasernenbanes über die Aus¬
führung des letzteren nach den für die Bremischen Staatsbauten maßgebenden Grund¬
sätzen Rechnung legen zu lassen . Die dergestalt angefertigte Banrechnnng soll mit
sämtlichen zum Nachweise der Baukosten erforderlichen Unterlagen und Belügen
spätestens ein Jahr nach Vollendung des Kasernements der Intendantur des
9 . Armee -Korps übermittelt werden .

8 1 " .
Die bauliche Unterhaltung des fertiggestellten Kasernements , sowie die Aus¬

stattung nnd Bewirtschaftung desselben übernimmt die Militärverwaltung .

8 11 -
Die Erfüllung der sämtlichen , vorstehend getroffenen Abreden bleibt durch

eine etwa vor völliger Tilgung des Bankapitals erfolgende Verlegung des zweiten
Bataillons von Bremen nach einer anderen Garnison unberührt .

Etwaige aus diesem Vertrage oder über die Auslegung desselben entstehende
Streitfragen zwischen den kontrahirenden Teilen , namentlich auch die bei den Be¬
sichtigungen der Militär -Banbeamten wahrend der Bauzeit G 4 ) und bei der Ab¬
nahme -Prüfung iP 5 ) sich ergebenden Meinungsverschiedenheiten , stillen auf Antrag
Bremens oder der Intendantur 9 . Armee -Korps aus schiedsrichterlichem Wege znr
Erledigung gebracht werden .

Zu diesem Zwecke wird jeder Teil zwei unparteiische Männer zu Schieds¬
richtern ernennen , welche einen fünften sich beiordnen , unter denen dann die
Stimmenmehrheit über den Streitpunkt endgültig entscheidet .

Ergiebt sich bei der Wahl des fünften Mitgliedes für keinen der Vorge¬
schlagenen die Stimmenmehrheit , so steht die Bestimmung des fünften Mitgliedes
demjenigen unter den vier Mitgliedern zu , für welchen das Loos entscheidet .

Bremen , den Altona , den

Namens der Militärkommission Namens der Königlichen
des Senats der Freien Intendantur des 9 . Armee - Korps .

Hansestadt Bremen .

nächst Erstattung
eines Zinsfuß

89 *
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2 . Anhrwegv ttsyl für arme Recht.
Der Senat teilt der Bürgerschaft den van der Behörde für K'ahrwegs Asyl

für arme Sieche eingereichten Jahresbericht hieneben mit.

Anlage Jahresbericht für 1890.

Der Bestand der Insassen am 1 . Januar betrug 117 Personen und schloß
am 31 . Dezember mit 121 Personen . Auch in diesem Jahre war die Anstalt fast
stetig vollbesetzt , so daß mehrfach Anmeldungen nicht sofort berücksichtigt werden
konnten .

Durchschnittlich wurden verpflegt :
119 Personen

gegen 119
n 116

197
>> 98

in 1889
„ 1888
„ 1887
. . 1886

darunter 22 in Privatpflege ,
20
20
l9 "
14

Im ganzen sind 122 Betten vorhanden.
Die Berpflegungstage verteilen sich wie folgt :

Januar . . 3644 Juli . . 3731
Jebruar . . 3287 August . . 3732
März . . 3677 September . . 3593
April . . 3549 Oktober . . 3726
MR . . . . 3725 Nwii ' inbi 'i' . . 3577
Juni . . 3631 Dezember . . 3701

zusammen 43 673 Tage gegen 43 339 in 1889, 42 324 in 1888, 38 966 in 1887.
Die Betriebskosten stellen sich auf .45 . 1, — pro Kopf und Tag,

gegen 94 H in 1889,
„ 85 'I „ „ 1888,
. . 92 „ „ 1887 ,
„ 91 „ „ 1886 .

Dieselben haben sich gegen das Vorjahr demnach noch weiter erhöht und
zwar hauptsächlich infolge notwendiger Reparaturen vieler Räume und damit zu¬
sammenhängender Malerarbeiten ; ferner Maurerarbeiten am Gebäude selbst ; Neu¬
anschaffungen voie Betttüchern und Kissenbezngen, sowie Hausgerät und Mobiliar.

Diese Ausgaben beliesen sich auf .45. 4382,19 gegen .45. 2904,62 im Vor¬
jahre, gleich -45 . 0,03 per Verpslegungstng mehr .
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für Kahrweg« Asyl

Personen und W
war die Anstalt fast
berücksichtigt werden

Im Vergleich mit den Jahren 1886 — 1888 ist die Verteuerung der Lebens -mittel seit dem Zollanschlnß mit zu berücksichtigen .
Der tarifmäßige Pslegesatz von ^15 .1 per Tag hat demnach unr ebenausgereicht und nur durch Zuwendung einiger Geschenke und der Zinsen vvmKapitalkonto ist es ermöglicht , einen Überschuß von .15. 963,01 zu erzielen . DasKapital ist dadurch auf Z/ . 16 880,76 angewachsen .
Au Legaten ohne nähere Bestimmung ist nur ein einziges im Betrage vonZ5 600 von einen : Geber zu verzeichnen , der erfreulicherweise schon oft ein regesInteresse für das Asyl bekundete .
Ein weiteres schönes Legat von . l/ . 20 000 wurde demselben von dem ver¬storbenen Herrn Johann Ludwig Netz in Berlin , einem Schwager des Stifters derAnstalt , zn teil , welcher sich schon bei Lebzeiten durch Zuwendung reicher Gaben ,namentlich bei Errichtung der Anstalt um dieselbe hoch verdient gemacht hat . DiesKapital ist seiner besonderen Bestimmung gemäss auf „ Erweikernngsbaukonko "

gebucht ,welches durch weitere Schenkungen hoffentlich einen größeren Zuwachs erhält , dünnteine Vergrößerung der Anstalt ermöglicht werden kann .
Dw Notwendigkeit hierfür ergiebt sich aus den eingangs angeführten Zahlen .Um vorerwähnte T5 600 und die Zinsen hat sich das Legatekonto ausZ5 . 11 179,40 erhöht , desgleichen der Fond für innere Einrichtung um die Zinsenaus .45. 2283,6 -1, wie sich dies aus den nachfolgenden Nechnnngsanfstellnngennäher ergiebt .

Besondere Vorkommnisse sind nicht zu berichten , auch haben keine Ver¬änderungen im Betriebspersonal stattgefunden . Den pflegenden sieben Schwesternder evangelischen Tiakonissenanstalt ist für ihre mühevolle , aufopfernde und uneigen¬nützige Thätigkeit die vollste Anerkennung ausznsprechen .
Der ärztliche Bericht folgt nachstehend .

lgez . ) Nielsen .

0
0

E
3ö93

. . 3öU
. . . 3M

38966 m Mn

id Tag,
9,
8.

Ärztlicher Bericht.
Männer ^ rnnen LuminaAn : 1 . Januar 1890 war der Bestand . 41 7 6 117Ausgenommen wurden im Jahre 1890 . 10 20 30

Verpflegt wurden in : ganzen . 61 96 147Es starben in : Jahre 1890 . 6 18Es wurden entlassen . 1 1
- 7 - - 19 zns . 26

Demnach verblieb Bestand am 31 . Dezember 1890 44 77 121
Die Zahl der Verpslegnngstage im Jahre 1890 betrug 43 673 .Das Alter der nen aufgenommenen Siechen88 Jahren .

Von sämtlichen Siechen standen

variirtc zwischen 24 und

in : Alter zwischen 20 und 30 Jahren . . . . 6
„ 30 „ 40 „ . . . . 3

40 „ 60 „ . . . . 19
, , ' ^0 „ 00 „ . , . . 19
„ 60 „ 70 . 41
„ 70 „ 80 . 40

80 90 „ . . . . 19

Summa . . . 147

81
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K r a n k h rite u :
Mß

"" ' entlassen
Bestand

gestorben am 81 .Dez .
1800

Altersschwäche .
Gicht striche , äc -tonm . ) .
Chrvn . Hirn - und Hirnhanterkrankungen
Gehirnschlagfluß l ^ vlgezustände ) .
Epilepsie .
Schwachsinn .
Nnckenmarkskrankheiten .
Andere Erkrankungen des Nervensystems
Chrvn . Bronchialkatarrh .
Emphysem (Asthma ) .
Lungenschwindsucht .
Herzkrankheiten .
Lähmungen .
Krankheiten der Knvchen .
Krankheiten der Gelenke .
Fvlgezustände ampntirter Gliedmaßen . .
Krebs .
Chrvn . Hautkrankheiten .
Ehron . Magenleiden .
Beingeschwnre .
Allgemeine Kvrperschwüche .
Blindheit lind Altersschwache .
Rheumatische Beschwerden .
Chrvn . Augenleiden .

Summa . . .

9

1
3

4
1

4
2
--

--

2

41

ll 2 c
3 ! I l
l
4 1

4 l
4 I
-)

4
«>
0
9

1
1
1

2
2
l

l.

1

2
1

2

2

1
1

70 10 20

l

1

7 ll ll
3 4

1
1 3
2 1
2 4

12 3 3
2

3 7
2 2 2

1 l 2
1 3
2 3 <;

1 1 1 0
1 2 3

3 ll
1

1 2
1
2
1

1 l 2
2

1 2

li 18 44 77

Ein wegen halbseitiger Lähmung aufgenvmmener Kranker wurde als gesund
entlassen . Eine Kranke wurde auf ihren Wunsch entlassen , dieselbe litt an den
Fvlgen einer Ampntativn des rechten Beines .

Bremen , im März 1891 .
(gez . l I ) > . Lnrman .

Gittuahmc . chlustrechttttng 118W Ausgabe .

l . Wegegelder :
von Privaten . . T. 7 015, . —
von der Ariueupflege . . „ 85 658 . —

11. Erlös aus Verkäufen .
tll . Reinigung von Betten
lV . La >chmiete .
r . Zinsen .

Vl . Besondere Einnahmen .

48 5,78 —^
108 50
144

5,0 —
425, 5«)
204 —

I . Speisung . 28 026 58
tl . Feuerung . 4 188 05,

U l . Beleuchtung . 856 84
IV . Arzt und Arzenei . 1 45,2 78

V . Gehalt und Lohn . 5,070 02
VI . Wäsche und Reinigung . I 5,26 01

VII . Bureau und Verwaltung . 62 85,
VI41. Garten und Land . 21180

IX . Stärkungsmittel und Nrankenntensilien . 1 721 16
X . Bau und Besserung . I 012 80

XI . Hansgeräth und Mobilien . 2 460 80
XII . Diveßcs . 688 91

Übertrag auf Napitnlkonto . 008 .01
44 5,00 — 44 5,00 —

Bremen , den 31 . Dezember 1890 .

( ll ; ) H . W . Äahrweg ,
Rechnnngssiihrer .
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Debet . Äapitalkorrto . Credit.

>890 . .17
Ianr . 1 . Au Saldo vom 81 . Dez. I88 !> . . 15 977 74
Dez . 8 >. „ Nbertrmi vom Betriebe. 908 01

. 17 10 880 75

1890 . . 8.
Dez. 81 . i Per Saldo . 10 88075

Debet . Fonds für innere Einrichtung .

. 17 10 880 75

Kredit.

1890. .17 P,
Iaiir . 1. Au Saldo vom 31 . Dez. 1889 . . 2 200 84

Zinsen . 77 20
2 288 54

1890.
Dez. 81 . Per Saldo

- 1t. S,
2 288 54

I 2 ö Z Debet .

18!>0.

i 'i
1 1 l
1 Z

Janr . l .
Sept .3l 1
Dez . 81 .

1
2 s
l I !I Debet .
I ? 8 1890.

l
1

3 Z eittq . 21 .
TF 81 .

l ?
I
i Debet.
I 1890.

I I t
1

1 l

Dez. 8l .
„ 81 .
„ 8l .
» 81 .

. 1 li 18 U ö

liker wurde ak M

, dieselbe litt an dk»

Legatekonto .

„ Legat von G . 21. D .
„ Zinsen .

U . . 1081825
. . . . 500 —
. . . . 80l 15

11 179 40

1890.
Dez. 8l . Per Saldo

. 17 2 288 54

Kredit.

.« . P,
II 179 40

Erweiternngsbaukonto .

.17. 11 179 40

Kredit.

. 17
Au Legat vou Job . L . Rex in Berlin 20 000

„ Zinseu (9 Monate u . ZU, ",V -5»5525
17 20 525

1890.
Dez. 8l . Per Saldo

. 17 S,
20 525 —

.« . 20 525 —

Bilanz 18W . Kredit.

. 17 H 1890. . '7
An Laqer -Vorräthe . 1 888 48 Dez. 81 . Per Kapitalkvato . 10 880 75

„ Sparkassenbuch Nr . 00482 . . . 7 725 74 „ 81 . „ Fonds für innere Einrichtnne , 2 288 54
„ Kassa baar . 259 47 81 . „ Leqatekonto . ll 179 40
„ Hlipotbekar -Belegunizen . 4l 1X>0 — „ 81 . „ Erweitcrnnqsbnnkontv . 20 525 —

.17 50 808 Oi» . 17 50 808 09

3 . Audget der stndtbremischen Armenpflege .
Der Senat tritt dem Beschlusse der Bürgerschaft vmn 22 . ds . Bits . bei .

. Ätt 'M « .

. .
llung .

>1irmikc!nitensiiit>i .
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llllSÄ
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4 . Witwen - und Wnlsenkasse der AnteroMere des ehemaligen
Arcmifchen Aataillons.

Im Jahre 1866 vereinigten sich die Unteroffiziere und im Bange von Unter¬

offizieren stehende Militär -personen des damaligen Bremischen Bataillons znr Gründung
einer Witwen - und Waisenkasse . Senat und Bürgerschaft unterstützte » dieses zur
Förderung des Untervffizierstandes erwünschte Unternehmen dadurch , das ; sie auf

Antrag der Militärdeputation aus den angesammelten Zinsen der KapitulationSgelder
einen Beitrag von 6600 Thalern Gold zum Kapital der Kasse , sowie eine aus
etwa 200 Thaler Gold veranschlagte (nach der alsbald erfolgten Auflösung des

Bataillons nicht mehr in Anwendung getretene ) jährliche Zuwendung aus rückgezahlten

KapitulationSgeldern bewilligten .
Auf Wunsch der Bürgerschaft wurde derselben , nachdem sie diesen Zuwendungen

zugestimmt hatte , zn ihrer Kenntnisnahme der wesentliche Inhalt der vom Senat

genehmigten Stawten der Kasse mitgeteilt . In den Statuten aber war unter anderem

bestimmt , daß die Interessenten der Kasse jährliche Beitrüge zu leisten hätten , daß
das Kapital nie angegriffen werden dürfe , vielmehr , sobald dieses Erfordernis drohe ,
die Pensionen abzumindern seien , und daß bei Auflösung der Kasse Senat und

Bürgerschaft über die Berwendung des vorhandenen Fonds Beifügung treffen sollten .
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Der Bürgerschaft gab diese Mitteilung zu Erinnerungen keinen Anlas ; , Eine
damals in Aussicht genommene Pensions - und Invalidenkasse aus den etwaigenÜberschüssen ist nicht ins Leben getreten , sVerhdlg . 1867 2,231 , 263 , 281 , 328 ) .Die somit in Wirksamkeit getretene Witwen - und Waisenkasse der Unteroffizierebesteht noch setzt und ist im Besitze eines Kapitals per 31 , Dezember 1890 vonAst 110 229,44 , Die Zahl der Pensionen , jährlich teils Ast 300 , teils - Ist 200 ,beträgt 10 , die der Mitglieder der Kasse 14 , Bon diesen zahlen drei , als ehemaligeI -eldwebel , je Ast 12 , die übrigen je Ast 8 an jährlichen Beiträgen , im ganzenalso -Ast 124 ,

Während die Kasse bisher immer Überschüsse abwarf , ist jetzt infolge An¬wachsens der Zahl der Witwen und Abnahme der Zahl der Mitglieder der Zeitpunkteingetreten , wo dieselbe ohne Angriff des Kapitals nicht weiter wirtschaften kann .Die Interessenten haben sich daher an den Senat mit dein Ersuchen gewandt , durcheine demselben statutenmäßig zustehende Abänderung der Statuten die Angreifungdes Kapitals — zunächst nur zu einem unerheblichen Betrage — zu gestatten , nmnicht zur Rednzirung der Pensionen gezwungen zu sein . Der Denar hat keinBedenken getragen , diesem Antrage stattzugeben , ist aber ferner der Ansicht , das ; essich empfehle , aus den Statuten die Pflicht zur Zahlung von Beiträgen ganz znstreichen , wozu gleichfalls die Statuten ihm das Recht geben .Da jedoch die Statuten die oben angeführte Bestimmung für den Imll derAuflösung der Kasse enthalten , hat der Senat nicht unterlassen wollen , der Bürger -schaft von seinem Vorhaben vorab Kenntnis zu geben .
Eine unter Berücksichtigung der Zahl und des Alters aller Beteiligten undder für verwandte Institute geltenden Erfahrungssätze aufgestellte Wahrscheinlichkeits¬rechnung hat ergeben , das; , trotz Erhaltung der Pensionen in bisheriger Höhe undtrotz Wegfalls der Jahresbeiträge , allein durch die zum Uns ; von 3M "

, o an¬genommene Verzinsung des Kapitals bis zum Erlöschen der Kasse durch Aussterbenaller Interessenten , wofür das Jahr 1922 berechnet worden ist , sich um mindestensetwa As, 20 000 über den jetzigen Stand , also auf mindestens etwa Ast 130 000erheben würde .
Da nun aber hinzukommt , das; Bremen rücksichtlich der Beamten geradejetzt sich entschlossen hat , von den Interessenten keine Eeldvpfer mehr für diePensionirung ihrer Witwen und Waisen zn begehren , scheint es dem Senat in derBilligkeit , auf Beitrüge der ehemaligen Unterofsieiere des Bremischen Bataillons zuentsprechendem Zweck nicht mehr zu bestehen und er hofft , das ; die Bürgerschaftdieser Auffassung beitreten werde .

5 . Nachbewilligung der Sanitätsbehörde.
Die Sanitätsbehörde beantragt in dem beifolgenden Berichte eine Rach -beivillignng von Ast 776,00 . Die I -inanzdeputativn äußert sich darüber wie folgt :es müsse gerügt werden , das; der Antrag auf Bewilligung der in Rede stehendenMittel nicht rechtzeitig gestellt worden sei ; übrigens stelle sie die Rachbewillignnganheim , welche indes nur auf das Budget für 1891 92 erfolgen könne , da dieRechnung des Jahres 1890 91 abgeschlossen sei.Der Lenat erteilt dem Antrage der Sanitätsbehörde seine Zustimmung undersucht die Bürgerschaft ihm hinzutreten .

Anlagt-, Bericht.
^ Wie bereits im diesjährigen Bndgetbericht der Sanitätsbehörde sVerhdlg . 1891L . 140 > bemerkt worden ist , sind im Laufe des Rechnungsjahres 1890 91 , infolgeder notwendig gewordenen Verlegung der meteorologischen Station » ach dem Hansedes Dr . Berghvlz an der Schönhausenstraße , namentlich aus dem Iirst des Dacheszum Zweck der Aufstellung der Beobachtungsinstrumente , verschiedene bauliche Ver¬änderungen unerläßlich geworden , welche bei Aufstellung des vorjährigen Budgetsnicht haben vvrhergesehen werden können .
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Da sich erst jetzt beim Abschluß der Iahresrechnung herausgestellt hat , das;
die erhoffte Deckung der hierdurch erwachsenen Mehrausgaben durch die bewilligte
Ubertragbarkeit ginn vollen nicht erreichbar sei , vielmehr ,znr Berichtigung der bezüg -
liehen Rechnungen noch ein Geldbedarf von . // . 776,05 vorhanden bleibe , so bittet
die Sanitätsbehörde die gegenwärtige Berspätnng ihres Antrags auf Rachbewillignng
dieser 45 . 776,05 für das Rechnungsjahr 1800 91 eventuell l 891 92 entschuldigen
zu wollen .

ist sttzt insol^ )l„-
lsticder der Zcih»,„h ^
r wirtschafte,i kam,
llchen gewandt, dmch
lten die Angreifn^^ äu gestatten ,'er Senat hat kein
der Ansicht , dah e-
beitragen ganz z«

Die Sanitätsb e h v rde :

(gez . ) Tetens . lgez . l Leop . Ltrube .

6 . rinchlitwillignng auf den Foudü : MhiihüfNiiiilmn .

Der Senat läßt der Bürgerschaft hierneben unter Vorbehalt seiner Erklärung
einen Bericht der Bandepntntion , Abteilung Straßenbau , betreffend Nachbewillignng
von 45 . 7000,64 auf den Fonds : Bahnhvfsumba » , zur Beschlnßnahme zugehen .

' g sür den U der
wollen , der Alirger

Die Finanzdepntation , zur Äußerung aufgefordert , hat darüber berichtet , auch sie
müsse es als ordnungswidrig bezeichnen , daß seitens des Beamten nicht rechtzeitig
berichtet und ein Antrag auf Bewilligung der erforderlichen Büttel veranlaßt worden
sei . übrigens stelle sie die Rachbewillignng und zwar auf den Haushalt von 1891/92

ller beteiligten,n,d
' Wahrscheinlichkeitz-
bisl,enger Höhe n»d
>Z von R .> "

, « >»
asse dnrch Anssterbkü
. sich » in inindkst«
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anheim , da der vorjährige bereits abgeschlossen sei .

Bericht . Anlage .
In dem Kostenanschläge über die Instandsetzung des Bahnhvfsplatzes und

dessen Umgebung waren für die gärtnerischen Anlagen daselbst sowie diejenigen
an der Weide auf Bericht des Gartenbaninspektors Heins . 17. 8800 , resp . . 16 6000
vorgesehen . Bon letzterer Summe sind infolge der von Senat und Bürgerschaft

der Aeamten gcck
ipfer wehr ßr de
? dem ÄM lIlK
ischen AatiiDiszil

später beschlossenen Verbreiterung der Straße an der Weide und der damit zusammen
hängenden Verkleinerung der Anlagen - l/ . 500 abgesetzt , so daß hierfür nur 45 . 5500
bewilligt blieben , also mit obigen 45 . 8800 zusammen 45 . 14 600 . sVerhdlg . 1867
S . > 98 ff . S . 496 ff . ) Davon wurden zunächst im Einverständnisse mit der
Deputation für die Spaziergänge .4/ . 550 znr Bepflanznng des Bahnhofsplatzes mit
Bäumen verwandt und betrug daher der für die Ausführung der Anlagen selbst
verbleibende Betrag noch -45. 16 750 . Damit ist nun , wie der Gartenbauinspektvr
Heins , welcher im Austrage der Deputation für die Spaziergänge und der Ban
depntativn die Arbeiten ausgeführt hat , berichtet , nicht auszukommen gewesen : es

Aerichte eine dich
darüber wie ichst
in Rede steheck»

die A'achbciiiilligiims
lgen könne, da die

sind vielmehr erhebliche Mehraufwendungen erforderlich geworden . Der Bericht
lautet wie folgt :

„ Bei Aufstellung des Kostenanschlages in den Jahren 1885 und 1887 nahm
ich an , daß mir das zu bearbeitende Terrain in demselben Zustande überwiesen
werden würde , in welchem es sich vor Beginn der Bauperiode befand , d . h . in
einem knltnrfähigen Zustande , so daß dnrch müßige Rachhülfe mit gutem Boden

,e Zustimmung wd und Dünger auf ein kräftiges Gedeihen der Rasenflächen und Pflanzungen z » rechnen
war . Diese Annahme hat sich nicht bestätigt . Auf dem Areal vor dem Empfangs
gebünde , welches als Bauplatz eingefriedigt war , fanden sich bei Beginn der gürt
»erischen Arbeiten nur Schutt und unbrauchbarer Boden , welche mit einem Kosten -

rde lÄeOl ;, . 18A

; 1890 91 , insolge
m nach dem .pause

First des Tuches
aene banliche A '-

irsälirigen Audgem

aufwande von 45 . 2500 abgefahren werden mußten , um Raum sür brauchbaren
Boden zu gewinnen . Brauchbarer Mntterbvden ist in der Regel aus Neubauten
zu billigen Preisen zu haben , bei den Planirnngsarbeiten wurde aber nur unbrauch¬
barer Sand angeboten . Es blieb daher , namentlich in Rücksicht auf die derzeit
unmittelbar beporstehende Gewerbe - und Industrie - Ausstellung nichts übrig , als vvm
Werder teuren Klai anfahren zu lassen . Ebenfalls aus Schntt und Steinen be¬
standen die großen Flachen vor dem Tivvli . Erstere mußten tief untergegraben
werden , während der nach oben gebrachte mäßig gute Boden einer Klaischicht dringend

82



M6 1891 . April 24.

I»

I »

bedurfte . Die nicht veranschlagten Mehrkosten betrugen hierfür UiOO . Die im
Anschlage ebenfalls nicht vorgesehene Bearbeitung der alten Lanmsteine fiir die neuen
Anlagen erforderten den Betrag von . // . 1810 . ferner tonnte ini Anschlage nicht
die Erhöhung sämtlicher Tagelvhne vorausgesehen werden , wodurch Atz ll84,i >4
mehr verausgabt werden mußten .

Darnach belaufen sich die Gesamttosten auf . 20 700,04
während nur . „ < - '0,—

zur Verfügung standen und mithin . Al- 7 000,04
nachzubetviiligen sein werden . Im Hinblick auf die derzeit drängende Ausstellung war
keine Zeit , die höhere Genehmigung einzuholen .

Es ist noch zu bemerken, daß die im Plan für den Bahnhofsplatz vorgesehene
Bepflanzung der Rasenflachen vor dem Pvstgebände und der Llvpdhalle, sowie vor
dem Tivoli mit größeren Banmgruppen in Rücksicht auf die schwebenden Bauprojekte
noch nicht geschehen ist und aus diesem Grunde vorläufig besser unterbleibt , so daß
die gärtnerischen Arbeiten infolge des Bahnhofsnmbans als abgeschlossen anzusehen
sein dürften .

"
Die Baudeputation , welche annehmen mußte , daß die zur Verfügung gestellten

Mittel ausreichen würden , und lebhaft bedauert, daß vom Inspektor Heins nicht
früher berichtet worden ist , ersucht, da die Arbeiten zweifellos notwendig gewesen
sind , die obigen .H. 7000,04 z,,r Berichtigung der eingereichten , noch nicht bezahlten
Rechnungen in diesem Betrage — auf den Fonds „ Bahnhofsumban " — genügtest
nachzubewiltigen .

Die Bandeputation , Abteilung Straßenbau ,
tgez . ) Plnmp . (gez . ) Leop . Strttt 'c' .

1

/


	Seite 289
	Seite 290
	Seite 291
	Seite 292
	Seite 293
	Seite 294
	Seite 295
	Seite 296
	Seite 297
	Seite 298
	Seite 299
	Seite 300
	Seite 301
	Seite 302
	Seite 303
	Seite 304
	Seite 305
	Seite 306

